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Betreff: 
Wirtschaftliche Beteiligungen; Jobperspektive Mainz gGmbH 
hier: Wirtschaftsplan 2017 
 
 
Dem Oberbürgermeister und dem Stadtvorstand vorzulegen 
 
Mainz, 16.  Januar 2017 
Stadtverwaltung 
 
gez. 
 
Günter Beck 
Bürgermeister 
 
 
Mainz,       Januar 2017 
Stadtverwaltung 
 
 
 
Michael Ebling 
Oberbürgermeister 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Ausschuss für Finanzen und Beteiligungen empfiehlt, der Stadtrat beschließt: 
 
Dem Wirtschaftsplan der Jobperspektive Mainz gGmbH für das Wirtschaftsjahr 2017 wird zuge-
stimmt.  
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Problembeschreibung / Begründung: 
 
1. Sachverhalt: 
 
Der Wirtschaftsplan für das Jahr 2017 der Jobperspektive Mainz gGmbH sieht einen Jahresfehlbe-
trag i.H.v. 93 T€ vor und fällt geringfügig schlechter aus als das prognostizierte Jahresergebnis 
2016 i.H.v. -86 T€. 
 
Die geplanten Umsatzerlöse i.H.v. 148 T€ sind im Vergleich zum prognostizierten Wert 2016 i.H.v. 
380 T€ rückläufig. In den Umsatzerlösen 2017 enthalten sind der Zuschuss und die Betreuungs-
pauschale für die Beschäftigen nach § 16e SGB II (12 Beschäftigte im Q1, 6 im Q2 und ab Q3 3 
Beschäftigte). Zusätzlich werden 3 Arbeitsgelegenheiten im Q1, 5 im Q2 und 10 ab Q3 berück-
sichtigt. Dementsprechend fällt der geplante Personalaufwand 2017 i.H.v. 205 T€ im Vergleich 
zum prognostizierten Wert 2016 i.H.v. 435 T€ geringer aus. 
 
Für das Geschäftsjahr 2017 und die Folgejahre sind keine Investitionen geplant. 
 
Für das Jahr 2017 ist eine Einzahlung der Gesellschafterin Zentrale Beteiligungsgesellschaft der 
Stadt Mainz mbH (ZBM) i.H.v. 100 T€ vorgesehen (jeweils 50 T€ in Q2 und Q4), so dass der Zah-
lungsmittelbestand der Jobperspektive zum Ende der Periode voraussichtlich 48 T€ betragen 
wird.  
Für den Planungszeitraum 2018 – 2021 werden Jahresfehlbeträge zwischen 85 T€ und 87 T€ ge-
plant, so dass die Jobperspektive Mainz gGmbH auch weiterhin auf den Verlustausgleich durch 
die ZBM angewiesen bleibt. 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Die Übernahme der Verluste der Jobperspektive Mainz gGmbH erfolgt durch die Gesellschafterin 
ZBM. Dadurch entstehen keine direkten finanziellen Auswirkungen auf den Haushalt der Stadt 
Mainz. 
 
 
2. Lösung: 
 
Dem Wirtschaftsplan der Jobperspektive Mainz gGmbH für das Geschäftsjahr 2017 wird zuge-
stimmt. 
 
 
3. Alternative: 
 
Keine. 
 
 
4. Analyse und Bewertung geschlechtsspezifischer Folgen: 
 
Nicht anwendbar. 
 
 
Anlage: 
 
Wirtschaftsplan 2017 der Jobperspektive Mainz gGmbH 
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